
wirken wie eine prinzipienlose Übertragung schwer
wiegender Straftaten, denen mit der ganzen Auto
rität des sozialistischen Staates und der Gesellschaft 
zu begegnen ist, d. h. durch ein Gerichtsverfahren 
unter Einbeziehung der Werktätigen. Die Strafver- 
folgungs- und Justizorgane tragen die Verantwor
tung für den systematischen und zielstrebigen Kampf 
gegen die Kriminalität mit dem Ziel ihrer allmäh
lichen Überwindung. Sie haben die Entwicklung der 
Kriminalität insbesondere in großen Betrieben zu 
beobachten, zu analysieren und auch in den Betrie
ben auszuwerten.

III.
Die Zusammenarbeit der Staatsanwälte und der 

Arbeitsgerichte mit den Konfliktkommissionen auf 
arbeitsrechtlichem Gebiet

1. Die Konfliktkommissionen sind auch weiterhin zu
ständig für die Behandlung von Streitfällen, die das 
Bestehen und die Verwirklichung von Rechten und 
Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis betreffen. Es 
ist Aufgabe der Arbeitsgerichte und Staatsanwälte, die 
Konfliktkommissionen auch auf diesem Gebiet zu 
unterstützen. Die Unterstützung kann durch entspre
chende Hiife bei der Vorbereitung und Auswertung 
der Beratung erfolgen.
Durch die Hilfe des Staatsanwalts ist sicherzustellen, 
daß die Ursachen, die zu den Arbeitsrechtsstreitigkeiten 
geführt haben, aufgedeckt und beseitigt werden. 
Erforderlichenfalls ist entweder eine Auswertung mit 
dem Betriebsleiter, gegebenenfalls vor dem Betriebs
kollektiv oder in der betreffenden Abteilung, durchzu
führen oder sind andere staatliche Organe, z. B die zu
ständige WB oder der zuständige Wirtschaftsrat, ein
zuschalten.
2. Die Konfliktkommission ist ferner zuständig für die 
Streitfälle zwischen den Werktätigen und der Sozialver
sicherung über Leistungen, die im Betrieb gewährt wer
den. Demnach können nur die genannten kurzfristigen 
Leistungen, nicht aber Rentenstreitigkeiten vor der 
Konfliktkommission behandelt werden.
3. Das dem Staatsanwalt in § 154 des Gesetzbuches der 
Arbeit und in Abschn. II Ziff. 31 der Richtlinie für die 
Wahl und die Arbeitsweise der Konfliktkommissionen 
eingeräumte Recht, selbständig Anträge zu stellen und 
Einsprüche einzulegen (Initiativrecht), gibt ihm die 
Möglichkeit, besser als bisher die Gesetzlichkeitsauf
sicht zu verwirklichen.
a) Das Antragsrecht des Staatsanwalts nach § 154 GBA 

soll zu einer planmäßigen, auf die politischen und 
ökonomischen Schwerpunkte gerichteten Tätigkeit 
der Konfliktkommissionen beitragen. Es muß bei der 
Lösung solcher Widersprüche angewendet werden, 
die sich für die gesellschaftliche Entwicklung beson
ders hemmend auswirken. Nicht die äußere Erschei
nungsform oder die Stellung der am Streitfall betei
ligten Personen, sondern der der Sache zugrunde 
liegende gesellschaftliche Widerspruch bildet das 
Kriterium für die Auswahl der Streitfälle zur Aus
übung des Antragsrechts durch den Staatsanwalt. 
Der Staatsanwalt hat zunächst auf die am Konflikt 
Beteiligten einzuwirken und sie zu veranlassen, 
selbst die entsprechenden Maßnahmen zur Beseiti
gung der Ursachen des Streites durchzuführen. Er 
hat sich dabei auf die Hilfe des Arbeitskollektivs 
und der gesellschaftlichen Organisationen im Betrieb 
zu stützen. Die Leiter der Betriebe und Institutionen 
sind darauf hinzuweisen, daß sie selbst für die

Durchsetzung des sozialistischen Arbeitsrechts ver
antwortlich sind. Das Antragsrecht des Staatsanwalts 
dient nicht dazu, diese von ihrer persönlichen Ver
antwortung zu entbinden. Daraus folgt, daß der 
Staatsanwalt nur dann von seinem Antragsrecht 
Gebrauch machen soll, wenn es ihm trotz Bemühun
gen nicht gelungen ist, daß im Betrieb selbst, ent
weder durch den Betriebsleiter, einzelne Werktätige, 
die Gewerkschaftsgruppe oder die betriebliche Ge
werkschaftsleitung, ein Antrag zur Beratung der 
Sache durch die Konfliktkommission gestellt wird.

Der Staatsanwalt hat dieses Recht insbesondere dann 
wahrzunehmen, wenn Verstöße gegen grundlegende 
Prinzipien des Arbeitsrechts vorliegen, z. B. Ver
stöße gegen das Mitwirkungsrecht der Werktätigen 
an der Leitung des Betriebes, Verstöße gegen das 
Leistungsprinzip, das Prinzip der materiellen Inter
essiertheit und das Prinzip der materiellen Verant
wortlichkeit. ,
Will der Staatsanwalt einen Antrag bei der Kon
fliktkommission stellen, so hat er durch eigene 
Untersuchungen Klarheit darüber zu schaffen, 
welche Ursachen zur Entstehung des Konflikts 
geführt haben und wie diese durch die Mobilisierung 
der Werktätigen überwunden werden sollen. Die 
Anträge sind konkret zu formulieren und schlüssig 
zu begründen.

b) Der Staatsanwalt soll von seinem Einspruchsrecht 
(Abschn. II Ziff. 31 KK-Richtlinie) insoweit Gebrauch 
machen, als das für die Einhaltung und Wiederher
stellung der Gesetzlichkeit unbedingt erforderlich ist. 
Durch entsprechende Auswertung ist in diesen Fäl
len dafür zu sorgen, daß die Autorität der Kon
fliktkommissionen nicht geschmälert wird. Werden 
Beschlüsse, die gesetzliche oder kollektivvertragliche 
Bestimmungen verletzen, von Staatsanwälten ange- 
fochten, dann haben diese deren Aufhebung und 
gleichzeitig eine andere, der gründlichen Sachauf
klärung entsprechende Entscheidung zu beantragen. 
Die Staatsanwälte können Sachanträge stellen und 
Einspruch gegen das Urteil des Kreisarbeitsgerichts 
einlegen. Ohne ihre Zustimmung können die am 
Verfahren Beteiligten keine Beendigung des Ver
fahrens herbeiführen; Einigungsbeschlüsse sind ohne 
Zustimmung des Staatsanwalts nicht statthaft. 
Gegen Entscheidungen der Kreisarbeitsgerichte 
kann durch alle Verfahrensbeteiligten bei jedem 
Kreis- oder Bezirksarbeitsgericht Einspruch eingelegt 
werden. Gegen Entscheidungen der Kreisbeschwerde
kommission kann die Bezirksbeschwerdekommission 
angcrufen werden. Werden von den Arbeitsgerich
ten bzw. Beschwerdekommissionen Entscheidungen 
der Konfliktkommission abgeändert oder aufgeho
ben, so sind sie durch den Staatsanwalt gemeinsam 
mit dem aufhebenden Organ im jeweiligen Betrieb 
auszuwerten und dabei Maßnahmen zu veranlassen, 
die zur Beseitigung der festgestellten gesellschaft
lichen Widersprüche beitragen.
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